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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten  Dr. Konstantin von Notz,
 Ingrid Hönlinger, Memet Kilic, Hans-Christian Ströbele, weiterer Abgeordneter
 und der Fraktion  BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
 – Drucksache 17/14759 –

 Geheime Kooperationsprojekte zwischen deutschen und US-Geheimdiensten

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Der  Bundesnachrichtendienst  (BND),  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz
 (BfV)  und  der  Auslandsgeheimdienst  der  Vereinigten  Staaten  (CIA)  sollen  in
 einem  gemeinsamen  Projekt  mit  dem  Namen  „PX“  zusammengearbeitet  haben
 (DER  SPIEGEL,  Heft  37/2013,  S.  44  f.;  SPIEGEL  ONLINE  vom  8.  Sep-
 tember  2013;  tagesthemen.de  vom  9.  September  2013).  Das  Projekt,  das  im
 Zeitraum  von  2005  bis  2010  durchgeführt  wurde,  soll  im  Schwerpunkt  die  ge-
 meinsame  Führung  einer  Datenbank  beinhaltet  haben,  in  welcher  die  Namen
 von  mutmaßlichen  Dschihadisten  und  Terrorunterstützern  gesammelt  wurden.
 Ziel  sei  es  gewesen,  mehr  über  das  Umfeld  der  Verdächtigen  zu  erfahren  und
 Informanten  zu  finden,  die  man  anwerben  wollte.  Den  Medienberichten  nach
 gehörte  zu  den  in  der  Datenbank  eingemeldeten  Personen  auch  der  NDR-Jour-
 nalist  Stefan  Buchen.  Eine  geheime  US-Anfrage  an  das  „Projekt  6“  (P6)  nenne
 neben  seinem  Namen  die  Passnummer  und  das  Geburtsdatum.  Stefan  Buchen
 habe  sich  auf  „investigativen  Journalismus“  spezialisiert  und  einen  islamisti-
 schen  Prediger  im  Jemen  angerufen.  Außerdem  habe  er  mehrfach  Afghanistan
 besucht,  habe  die  CIA  berichtet.  Der  Bundesnachrichtendienst  soll  bestätigt
 haben,  dass  es  die  Einheit  „Projekt  6“  sowie  eine  Datenbank  mit  dem  Namen
 „PX“  gab.  Die  Kooperation  sei  nach  Angaben  des  BND  aber  2010  beendet
 worden.  Das  BfV  soll  mitgeteilt  haben,  man  habe  bei  diesem  Projekt  „aus-
 schließlich  auf  Grundlage  der  deutschen  Rechtsbestimmungen“  gehandelt.  Zu
 Einzelfällen  in  der  internationalen  Zusammenarbeit  wollte  das  BfV  keine  Aus-
 kunft  geben.  In  einer  Erklärung  teilte  das  BfV  zudem  mit,  das  Parlamenta-
 rische  Kontrollgremium  des  Deutschen  Bundestages  sei  über  das  Projekt  in-
 formiert  worden;  dies  jedoch  verneinten  mehrere  im  Nachrichtenmagazin
 „DER  SPIEGEL“  erwähnte  „langjährige“  Mitglieder.  Das  Projekt  habe  von
 2005  bis  2010  bestanden  und  sei  eine  Kooperation  von  Verfassungsschutz,
 BND  und  CIA  gewesen.  Die  Behörde  des  Bundesbeauftragten  für  den  Daten-
 schutz  und  die  Informationsfreiheit  (BfDI)  kannte  dieses  Projekt  nach  eigenen
 Angaben  bisher  nicht  und  kritisiert  die  mangelnde  Transparenz.  Er  wird  im
 Nachrichtenmagazin  „DER  SPIEGEL“  mit  den  Sätzen  zitiert:  „Wer  ein
 solches  Projekt  betreibt,  müsste  auf  jeden  Fall  gewährleisten,  dass  sämtliche
 Aktivitäten  vollständig  protokolliert  werden  und  einer  datenschutzrechtlichen
 Kontrolle unterworfen sind.“
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  des  Innern  vom  30.  September
 2013 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Spätestens  die  Anschläge  des  11.  September  2001  in  New  York  haben  deutlich
 gemacht,  welche  Gefahren  von  internationalen  jihadistischen  Netzwerkstruk-
 turen  ausgehen.  Ein  herausragendes  Charakteristikum  dieser  terroristischen
 Netzwerke  ist,  dass  weder  ihr  Ruhe-  und  Rückzugsraum  noch  ihre  eigentlichen
 Operationsgebiete,  also  die  Länder  in  denen  Anschläge  verübt  werden,  auf  ein-
 zelne  Nationalstaaten  begrenzt  werden  können.  Vielmehr  bewegen  sich  insbe-
 sondere  jihadistische  Terroristen  über  Kontinente  und  Ländergrenzen  hinweg,
 interagieren  miteinander  und  stellen  die  Sicherheitsbehörden  damit  vor  neue
 Herausforderungen.

 Die  Ereignisse  des  11.  September  2001,  die  einen  unmittelbaren  Deutschland-
 bezug  aufwiesen,  waren  keine  isolierten,  einmaligen  Vorfälle,  sondern  lassen
 sich  in  eine  Kette  von  terroristischen  Ereignissen  einreihen:  Die  Anschläge  von
 Madrid  und  London  in  den  Jahren  2004  und  2005  sowie  in  Deutschland  die
 Ermittlungen  zu  den  sogenannten  Kofferbombern  im  Jahr  2006  und  2007  zur
 „Sauerlandgruppe“  machten  deutlich,  dass  eine  Intensivierung  der  Kooperation
 sowohl  im  nationalen  Rahmen  als  auch  mit  Partnerdiensten  unabdingbar  ge-
 worden war.

 Die  terroristischen  Netzwerke  sind  komplex.  Die  Zusammenführung  der  vor-
 handenen  Informationen  zu  diesen  Netzwerken  ist  entscheidend  für  eine  erfolg-
 reiche  Abwehr  terroristischer  Anschläge.  Angesichts  dieser  Ausgangslage  und
 dem  Umstand,  dass  das  Bundesamt  für  Verfassungsschutz  (BfV)  zum  damali-
 gen  Zeitpunkt  über  keine  entsprechenden  technischen  Möglichkeiten  verfügte,
 wurde  der  Erfahrungsaustausch  mit  Partnerdiensten  zur  Nutzung  von  Analyse-
 software intensiviert.

 Im  Rahmen  der  Erprobungs-  und  Entwicklungsphase  des  Projekts  6  wurden
 Informationen  genutzt,  die  auf  Grundlage  der  gesetzlichen  Bestimmungen
 rechtmäßig  erhoben  wurden.  Ziel  derartiger  Analysen  war  es,  bisher  nicht  er-
 kannte  Personen-  und  Sachzusammenhänge  terroristischer  Strukturen  und  ent-
 sprechender  Umfeldpersonen  zu  erkennen  und  auf  dieser  Grundlage  Folgemaß-
 nahmen  zu  treffen.  Diese  Analysen  wurden  durch  Mitarbeiter  des  BfV  durch-
 geführt.

 Die  Unterstützung  des  Partnerdienstes  betraf  den  Umgang  mit  der  Analysesoft-
 ware  sowie  die  technische  Anpassung  der  Software  an  die  Bedürfnisse  des  BfV.
 Soweit  gewonnene  Erkenntnisse  mit  dem  Partnerdienst  ausgetauscht  wurden,
 erfolgte  dies  nach  Einzelfallprüfung  auf  Grundlage  der  hierfür  vorgesehenen
 gesetzlichen  Bestimmungen,  insbesondere  auf  Grundlage  des  §  19  des  Bundes-
 verfassungsschutzgesetzes  (BVerfSchG).  Eine  gemeinsame  Datei  mit  auslän-
 dischen Partnern bestand nicht und ist rechtlich nicht vorgesehen.

 Gewonnene  Erfahrungen  sind  in  die  Entwicklung  der  heutigen  deutschen  nach-
 richtendienstlichen  Informationssysteme  eingeflossen.  Entsprechende  Analy-
 sen  erfolgen  hiermit.  Es  bestand  daher  kein  Anlass,  das  zur  Rede  stehende
 Projekt  fortzuführen.  Das  Projekt  wurde  2010  eingestellt.  Soft-  und  Hardware
 wurden physikalisch in Deutschland durch deutsche Behörden vernichtet.

 Die  Bundesregierung  ist  hinsichtlich  der  Beantwortung  der  Fragen  2  bis  42  und
 46  bis  47  nach  sorgfältiger  Abwägung  zu  der  Auffassung  gelangt,  dass  die  er-
 betenen  Auskünfte  einzeln  und  insbesondere  in  ihrer  Zusammenschau  geheim-
 haltungsbedürftig  sind.  Gleichwohl  ist  die  Bundesregierung  selbstverständlich
 bereit,  das  Informationsrecht  des  Parlaments  unter  Wahrung  berechtigter  Ge-
 heimhaltung zu befriedigen.

 Die  entsprechenden  Informationen  sind  als  Verschlusssache  gemäß  der  Allge-
 meinen  Verwaltungsvorschrift  des  Bundesministeriums  des  Innern  zum  mate-
 riellen  und  organisatorischen  Schutz  von  Verschlusssachen  (VS-Anweisung  –
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VSA)  mit  dem  VS-Grad  „VS-Geheim“  eingestuft  und  werden  in  dieser  Form  an
 die Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages übermittelt.*

 Die  Einstufung  als  „VS-Geheim“  ist  zu  wählen,  da  das  Bekanntwerden  von
 Detailinformationen  über  die  Arbeitsweise  der  deutschen  Nachrichtendienste
 und  mögliche  Kooperationsformen  mit  ausländischen  Partnern  die  Arbeit  der
 deutschen  Nachrichtendienste  erschweren  und  die  Zusammenarbeit  mit  aus-
 ländischen Partnern gefährden würde.*

 Zunächst  sind  Arbeitsmethoden  und  Vorgehensweisen  der  Nachrichtendienste
 des  Bundes  im  Hinblick  auf  die  künftige  Auftragserfüllung  besonders  schutz-
 bedürftig.  Ebenso  schutzbedürftig  sind  Einzelheiten  zu  der  nachrichtendienst-
 lichen  Erkenntnislage.  Ihre  Veröffentlichung  ließe  Rückschlüsse  auf  die  Auf-
 klärungsschwerpunkte zu.

 Daher  sind  die  Antworten  zu  den  Fragen  4  bis  8,  11  bis  15,  20  bis  25,  28,  30,
 31  bis  32,  35  bis  36,  38  und  40  aus  Gründen  des  Staatswohls  geheimhaltungs-
 bedürftig.  Dies  gilt,  weil  sie  Informationen  enthalten,  die  im  Zusammenhang
 mit  Aufklärungsaktivitäten  und  Analysemethoden  der  Nachrichtendienste  des
 Bundes  stehen.  Der  Schutz  von  Details  insbesondere  ihrer  technischen  Fähig-
 keiten  stellt  für  deren  Aufgabenerfüllung  einen  überragend  wichtigen  Grund-
 satz  dar.  Er  dient  der  Aufrechterhaltung  der  Effektivität  nachrichten-dienst-
 licher  Informationsbeschaffung  durch  den  Einsatz  spezifischer  Fähigkeiten  und
 damit  dem  Staatswohl.  Eine  Veröffentlichung  von  Einzelheiten  betreffend  sol-
 che  Fähigkeiten  würde  zu  einer  wesentlichen  Schwächung  der  den  Nachrich-
 tendiensten  zur  Verfügung  stehenden  Möglichkeiten  zur  Informationsgewin-
 nung führen.

 Dies  würde  für  ihre  Auftragserfüllung  erhebliche  Nachteile  zur  Folge  haben
 und für die Interessen der Bundesrepublik Deutschland schädlich sein.

 Die  Antworten  zu  den  Fragen  2,  3,  9  bis  10,  16  bis  19,  26  bis  27,  29,  33  bis  34,
 37,  39,  41  bis  42  und  46  bis  47  sind  als  „VS-Geheim“  einzustufen,  da  im  Rah-
 men  der  Zusammenarbeit  der  Nachrichtendienste  mit  ausländischen  Stellen,
 insbesondere  ausländischen  Nachrichtendiensten,  Einzelheiten  über  die  Aus-
 gestaltung  der  Kooperation  immer  vertraulich  behandelt  werden.  Diese  Vertrau-
 lichkeit  ist  die  Geschäftsgrundlage  für  jede  Kooperation.  Dies  umfasst  neben
 der  Zusammenarbeit  als  solches  auch  deren  Ausgestaltung.  Eine  Bekanntgabe
 von  Einzelheiten  solcher  Kooperationen  gegenüber  Unbefugten  kann  dazu  füh-
 ren,  dass  die  Verlässlichkeit  und  Vertraulichkeit  der  deutschen  Nachrichten-
 dienste  in  Frage  gestellt  würde.  In  der  Folge  wären  negative  Auswirkungen  auf
 die  Kooperationsmöglichkeiten  für  diese  zu  befürchten.  Dies  kann  in  der  Kon-
 sequenz  zu  einer  Verschlechterung  der  Abbildung  der  Sicherheitslage  führen.
 Darüber  hinaus  können  Angaben  zu  Art  und  Umfang  von  Kooperationen  mit
 ausländischen  Nachrichtendiensten  auch  Rückschlüsse  auf  Aufklärungsaktivi-
 täten  und  -schwerpunkte  der  deutschen  Dienste  zulassen.  Eine  Beantwortung  in
 offener  Form  würde  für  die  Zusammenarbeit  der  deutschen  Nachrichtendienste
 mit  anderen  Nachrichtendiensten  aber  auch  im  Hinblick  auf  die  eigene  Auf-
 tragserfüllung  insofern  erhebliche  Nachteile  haben.  Sie  würde  für  die  Interessen
 der Bundesrepublik Deutschland schädlich sein.

 Die  mit  den  Fragen  3  und  41  erbetenen  Informationen  können  zudem  aufgrund
 der  Restriktionen  der  sogenannten  third-party-rule  nicht  veröffentlicht  werden.
 Die  „third-party-rule“  betrifft  den  internationalen  Austausch  von  Informationen
 der  Nachrichtendienste.  Der  Austausch  zwischen  den  Nachrichtendiensten  er-
 folgt  nur,  wenn  die  Quelle  der  Information  und  die  Information  selbst  nicht  be-

 *  Das  Bundesministerium  des  Innern  hat  Teile  der  Antwort  als  „VS  –  Geheim“  eingestuft.  Die  Antwort

 ist  in  der  Geheimschutzstelle  des  Deutschen  Bundestages  hinterlegt  und  kann  dort  nach  Maßgabe  der

 Geheimschutzstelle eingesehen werden.
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kanntgemacht  werden.  Eine  Missachtung  dieser  Regel  würde  dazu  führen,  dass
 der  internationale  Informationsaustausch  zwischen  den  Nachrichtendiensten  im
 vorliegenden  Bereich  nicht  mehr  möglich  wäre.  Auch  das  Faktum  der  Zusam-
 menarbeit  selbst  ist  eine  von  der  „third-party-rule“  erfasste  Information,  weil
 aus  dieser  Rückschlüsse  auf  die  Kooperationen  bei  der  Bekämpfung  des  Terro-
 rismus  geschlossen  werden  können.  Jede  dieser  Information  unterliegt  der  Ver-
 fügungsbefugnis  des  Nachrichtendienstes  bzw.  des  Staates,  von  dem  sie
 stammt;  je  nach  Information  kann  die  Verfügungsbefugnis  auch  gemeinsam
 bestehen.  Eine  Bekanntgabe  gegenüber  Dritten  (a  third  party),  wie  sie  bei  Ver-
 öffentlichung  als  Bundestagsdrucksache  erfolgen  würde,  ist  grundsätzlich  aus-
 geschlossen.  Die  Antworten  können  daher  nur  bei  der  Geheimschutzstelle  des
 Deutschen  Bundestages  nach  Maßgabe  der  Geheimschutzordnung  eingesehen
 werden.

 1.  Auf  welcher  Rechtsgrundlage  wurde  die  gemeinsam  mit  der  CIA  betrie-
 bene  Gruppe  Einheit  „Projekt  6“  nach  Auffassung  der  Bundesregierung  be-
 trieben?

 Im  Rahmen  ihrer  gesetzlichen  Aufgabenerfüllung  pflegen  die  deutschen  Nach-
 richtendienste  eine  enge  und  vertrauensvolle  Zusammenarbeit  mit  verschiede-
 nen US-amerikanischen Diensten.

 Die  Zusammenarbeit  richtet  sich  nach  den  einschlägigen  Fachgesetzen  und
 Dienstvorschriften.  Rechtsgrundlage  für  die  Datenübermittlung  ist  für  das  BfV
 §  19  Absatz  3  BVerfSchG,  für  den  BND  §  9  Absatz  2  des  Bundesnachrichten-
 dienstgesetzes (BNDG) i.  V.  m. §  19 Absatz  3 BVerfSchG.

 2.  a)  Wer  (USA  oder  Bundesrepublik  Deutschland)  schlug  solche  Koopera-
 tion in solcher gemeinsamen Gruppe vor?

 b)  Wann?

 c)  Was war konkret der Hintergrund dieser Kooperation?

 3.  a)  Wie  viele  Mitarbeiter  des  CIA,  des  BfV  und  des  BND  waren  mit  „P6“
 jeweils befasst (bitte aufschlüsseln)?

 b)  Gegebenenfalls welche weiteren Dienststellen?

 c)  Wie lange jeweils?

 d)  Welche davon nur zeitanteilig neben anderen Aufgaben?

 e)  Jeweils in welchem inhaltlichen Umfang?

 4.  Welchen  Abteilungen  und  Referaten  gehörten  die  an  „P6“  beteiligten  Mit-
 arbeiter des BND und des BfV je an?

 5.  a)  Wer entschied über die Gründung von „P6“?

 b)  Wann?

 c)  Ab wann arbeitete „P6“?

 d)  Wie  votierten  Bundeskanzleramt  und  Bundesministerium  des  Innern
 jeweils?

 e)  Jeweils  durch  wen  (bitte  zu  vorstehenden  Fragen  je  alle  in-  und  aus-
 ländischen  beteiligten  Personen  mit  genauer  Ressort-  bzw.  Abteilungs-
 zugehörigkeit konkret benennen)?
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6.  Wie  lautete  die  genaue  Aufgabenbeschreibung  der  beteiligten  deutschen
 Mitarbeiter,  und  welche  der  drei  Behörden  hatte  die  Führung  inne  bzw.  trug
 die  maßgebliche  Verantwortung  für  die  zu  treffenden  Entscheidungen?

 7.  a)  Nach  welchen  konkreten  Verfahren  und  Kriterien  übten  die  beteiligten
 Dienststellen und Mitarbeiter je ihre Führungsverantwortung aus?

 b)  Wer  entschied  z.  B.,  ob  Personendaten  in  die  Datenbank  „PX“  aufge-
 nommen werden durften?

 8.  a)  Über  welche  konkreten  Befugnisse  verfügten  die  deutschen  Mitarbei-
 ter der Einheit zur Ausführung ihrer Aufgaben?

 b)  Von welchen machten sie Gebrauch?

 9.  Wie  viele  Mitarbeiter  des  CIA  operierten  während  des  Projektes  (bitte  im
 Einzelnen  aufschlüsseln)  auf  deutschem  Boden,  und  auf  welcher  Rechts-
 grundlage handelten sie nach Auffassung der Bundesregierung?

 10.  Welchen  aufenthaltsrechtlichen  Status  hatten  die  im  Rahmen  des  Projek-
 tes  tätigen  CIA-Beamten,  bzw.  auf  welche  Weise  wurden  sie  gegenüber
 den deutschen Behörden gemeldet?

 11.  a)  Aus  welchem  Grund  bezog  die  Einheit  zunächst  Räumlichkeiten  in
 der Neusser Innenstadt?

 b)  Wie lange blieb sie dort?

 c)  Warum zog „P6“ dann ins BfV?

 12.  a)  Auf welcher Rechtsgrundlage errichtete „P6“ die Datenbank „PX“?

 b)  Wann?

 13.  Worauf  beruhte  die  Erforderlichkeit  der  Führung  einer  gesonderten  Da-
 tenbank  neben  den  zum  damaligen  Zeitpunkt  bereits  errichteten  Daten-
 banken der beteiligten Behörden?

 14.  Inwieweit trifft es zu, dass 2010

 a)  die Einheit „P6“ aufgelöst wurde,

 b)  die  diesbezügliche  Kooperation  der  beteiligten  Behörden  beendet
 wurde,

 c)  die Datenbank „PX“ geschlossen wurde

 (bitte jeweils genaue Enddaten angeben)?

 15.  Aus  welchen  Gründen  wurde  die  „P6“-Kooperationseinheit  eingestellt
 und  die  Datenbank  außer  Betrieb  genommen,  und  wer  trug  dafür  die  poli-
 tische Verantwortung?

 16.  Wurde  die  Entscheidung  im  Einvernehmen  mit  der  CIA  bzw.  mit  der  US-
 Regierung getroffen, und wenn nein, weshalb nicht?

 17.  a)  Gab  es  Widerstände  der  CIA  bzw.  der  US-Regierung  gegen  die  Been-
 digung  der  Kooperation  in  „P6“  und/oder  gegen  die  Außerbetrieb-
 nahme der Datei?

 b)  Wenn ja, welche?

 18.  Wo  wurde  die  Datenbank  konkret  gehostet,  und  verfügte  die  CIA  über  ei-
 nen Onlinevollzugriff auf die Datenbank?
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19.  Nach  welchen  besonderen  Verfahren  bzw.  wie  wurde  technisch  konkret
 sichergestellt,  dass  die  CIA  keinen  Zugriff  auf  Daten  von  Grundrechtsträ-
 gern  bzw.  Datensätzen  erhält,  für  die  keine  Rechtsgrundlage  für  die  Über-
 mittlung  in  die  USA  vorlag,  bzw.  wo  wurde  intern  die  Grenze  der  zulässi-
 gen Übermittlung gezogen?

 20.  a)  Welches  Reglement  galt  für  die  Einmeldung  sowie  die  weitere  Verar-
 beitung der dort eingemeldeten Daten?

 b)  Welche Behörde erstellte diese Regeln?

 21.  Welche  Definitionen  wurden  für  Terrorverdächtige  und  welche  für  Kon-
 taktpersonen jeweils zugrunde gelegt?

 22.  Erfolgte  die  Speicherung  in  Gestalt  einer  durchgehenden  Referenzdatei
 oder als Volldatei mit Freitextfunktionalitäten?

 23.  Gab  es  zur  datenschutzrechtlichen  Nachvollziehbarkeit  der  Datenverar-
 beitung  eine  Protokollierung  der  Datenbankeingaben,  und  wenn  nein,
 weshalb nicht?

 24.  a)  Wie  viele  Personendatensätze  enthielt  „PX“  während  des  Betriebs  ins-
 gesamt jemals (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

 b)  Wie viele davon je

 aa)  Fotos,

 bb)  Kfz-Kennzeichen,

 cc)  Internetrecherchen,

 dd)  Telekommunikationsverbindungsdaten,

 ee)  Telekommunikationsinhaltsdaten?

 c)  Welche sonstige Datenkategorien?

 d)  Wie viele Datensätze dieser Kategorien jeweils?

 25.  Wurden  sämtliche  Daten  der  in  die  Datenbank  „PX“  eingemeldeten  Per-
 sonen zwischenzeitlich gelöscht, und wenn nein, warum nicht?

 26.  a)  Welchen Empfängern wurden Datensätze aus „PX“ übermittelt?

 b)  Je wie viele?

 c)  An welche Datenbanken der Empfänger?

 d)  Wie  viele  dieser  Daten  sind  bei  jeweils  welchen  Empfängern  noch  ge-
 speichert?

 27.  a)  Welche  Behörden  hatten  während  der  Betriebszeit  Zugriff  auf  die  Da-
 tenbank?

 b)  Mit jeweils welchen Zugriffsrechten?

 28.  a)  Wer trug die datenschutzrechtliche Verantwortung für „PX“?

 b)  Wer gewährleistete eine unabhängige Aufsicht darüber?

 c)  Sofern  die  Bundesregierung  keine  entsprechende  Aufsicht  für  erfor-
 derlich hielt und hält, wie begründet sie diese Auffassung?

 29.  Wie  viele  Datensätze  stellten  die  beteiligten  Dienststellen  jeweils  in  „PX“
 ein?
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30.  Wer  prüfte  wie  bzw.  in  welchem  Verfahren,  ob  Einmeldungen  der  CIA  zu-
 lässig seien?

 31.  a)  Nach  welchen  Gruppen  und  Kriterien  (z.  B.  Terrorverdächtige,  Terror-
 unterstützer,  Kontaktpersonen,  mögliche  Informanten  etc.)  wurden  die
 einzumeldenden  Personen  bzw.  die  über  sie  einzumeldenden  Tatsa-
 chen unterschieden?

 b)  Jeweils  wie  viele  Personen  wurden  zu  den  angewendeten  Kriterien  in
 „PX“ erfasst?

 c)  Welcher Nationalität waren diese Personen jeweils?

 32.  a)  Auf  welche  Weise  wurde  sichergestellt,  dass  keine  willkürlichen  Ein-
 meldungen erfolgten?

 b)  Welche  Kriterien  wurden  für  die  Zulässigkeit  der  Einmeldung  in  die
 gebildeten  Kategorien  etwa  als  Tatverdächtiger,  Unterstützer  oder
 z.  B. potentieller Informant jeweils festgelegt?

 33.  a)  Wie viele Personen durften Daten in „PX“ eingeben?

 b)  Jeweils welcher Behörden?

 c)  Wonach wurden diese festgelegt?

 34.  a)  Welchen Nutzen erbrachten „P6“ und „PX“ konkret?

 b)  Wieviel  kostete  dies  die  beteiligten  Stellen  jeweils  (bitte  nach  Jahren
 und Kostenarten aufschlüsseln)?

 c)  Welche Misserfolge und Schäden traten ein?

 35.  Wann  genau  und  unter  Zugrundelegung  welcher  konkreten  gesetzlichen
 Norm  wurden  die  Einheit  „Projekt  6“  und  die  Existenz  der  Datenbank
 „PX“ an das Parlamentarische Kontrollgremium gemeldet?

 36.  a)  Aufgrund  welcher  konkreten  rechtlichen  Bewertung  wurde  von  einer
 Information  des  BfDI  über  die  Errichtung  der  genannten  Datenbank
 „PX“ abgesehen?

 b)  Von wann datiert die Dateianordnung für „PX“?

 c)  Wer erließ diese?

 d)  Warum  wurde  –  entgegen  §  19  des  Bundesverfassungsschutzgesetzes  –
 vor  deren  Inkrafttreten  der  BfDI  nicht  angehört?

 e)  Welche disziplinarischen Konsequenzen hat dieses Unterlassen?

 37.  Welche  Rolle  kam  der  Einheit  „Projekt  6“  im  Rahmen  der  Ermittlungen
 gegen die sog. Sauerlandgruppe zu?

 38.  a)  Waren  die  Namen  der  später  als  Sauerlandgruppe  angeklagten  und
 verurteilten Personen in die Datenbank eingemeldet?

 b)  Wenn nein, warum nicht?

 39.  a)  Hat  die  Bundesregierung  auf  die  Nachfrage  des  CIA  hin  Informatio-
 nen  über  den  öffentlich  bekannten  Journalisten  und  Nahostexperten
 Stefan Buchen weitergegeben?

 b)  Wenn  ja,  auf  welcher  Rechtsgrundlage  meinte  sie,  dies  tun  zu  können?

 40.  Über wie viele weitere Journalisten enthielt „PX“ Daten?
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41.  Inwieweit  trifft  die  Schilderung  des  Nachrichtenmagazins  „DER  SPIE-
 GEL“ a. a. O. jeweils zu, wonach

 a)  die  CIA  am  6.  Mai  2010  durch  „P6“  17  deutsche  Telefonnummern
 überprüfen ließ und deutsche Behörden Auskünfte dazu lieferten,

 b)  das  BfV  2012  an  CIA,  NSA  und  sieben  weitere  US-Dienste  864  Per-
 sonendatensätze übermittelte,

 c)  diese  US-Dienste  (teils  über  den  BND)  2012  dem  BfV  1830  Personen-
 datensätze lieferten,

 d)  das  BfV  so  erhaltene  Telekommunikationsdaten  seit  Juni  2012  in  das
 IT-System  „NADIS  WN“  einspeist,  zu  dem  auch  16  Landesverfas-
 sungsschutzämter und weitere Behörden Zugriff haben,

 e)  in  dieses  IT-System  auch  Funktionen  der  von  „P6“  verwendeten
 „PX“-Software integriert sind?

 42.  Wie lauten zu vorstehenden Teilfragen jeweils die Details?

 Hinsichtlich  der  Antworten  zu  den  Fragen  2  bis  42  wird  auf  die  Vorbemerkung
 der Bundesregierung verwiesen.

 43.  Auf  welche  Rechtsgrundlagen  wurden  diese  Übermittlungen  sowie  Ent-
 gegennahmen von Daten jeweils gestützt?

 Die  Übermittlung  bzw.  Entgegennahme  richtet  sich  nach  den  Vorschriften  zur
 Übermittlung  bzw.  Verarbeitung  von  personenbezogenen  Daten  im  BVerfSchG
 bzw.,  sofern  G  10-Erkenntnisse  betroffen  sind,  den  Vorschriften  des  G  10-Ge-
 setzes.

 Im  Wege  der  Zusammenarbeit  übermittelt  das  BfV  auch  personenbezogene  Da-
 ten  an  die  US-Dienste,  wenn  die  Übermittlung  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben
 oder  zur  Wahrung  erheblicher  Sicherheitsinteressen  des  Empfängers  erforder-
 lich  ist.  Die  Übermittlung  unterbleibt,  wenn  auswärtige  Belange  der  Bundes-
 republik  Deutschland  oder  überwiegende  schutzwürdige  Interessen  des  Betrof-
 fenen  entgegenstehen  (§  19  Absatz  3  BVerfSchG).  Eine  statistische  Erfassung
 aller  Kontakte  des  BfV  zu  US-amerikanischen  und  britischen  Geheimdiensten
 wird  nicht  durchgeführt.  Vor  einer  eventuellen  Weitergabe  von  G  10-Erkennt-
 nissen prüft ein Volljurist das Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen.

 44.  Inwieweit treffen Kenntnisse der Fragesteller zu, dass

 a)  der  BND  u.  a.  von  US-amerikanischen  und  britischen  Geheimdiensten
 Personendaten  anforderte  und/oder  erhielt,  weil  der  BND  diese  nicht
 selbst erheben darf,

 Der  BND  fordert  keine  Personendaten  bei  ausländischen  Nachrichtendiensten
 an,  um  seine  Befugnisse  zu  umgehen.  Kooperationen  zur  Umgehung  gesetzli-
 cher Befugnisse finden nicht statt.

 b)  die  langjährige  stellvertretende  Abteilungsleiterin  der  ehemaligen  Ab-
 teilung  8  (nun  „SI“)  des  BND,  Dr.  Melanie  R.,  den  ihrer  Rechtsmei-
 nung  nach  rechtswidrigen  Datenübermittlungen  an  ausländische
 Dienststellen wiederholt nachdrücklich widersprach,

 Der  BND  übermittelt  Daten  gemäß  den  gesetzlichen  Vorschriften  des  BNDG,
 des  BVerfSchG  und  des  Artikel  10-Gesetzes.  Hierüber  besteht  im  BND  Einver-
 nehmen.
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Auf  die  Antwort  zu  Frage  1  der  Kleinen  Anfrage  der  Fraktion  DIE  LINKE.
 (Bundestagsdrucksache  17/11296  vom  5.  November  2012)  wird  ergänzend  ver-
 wiesen.

 c)  BND-Präsident Gerhard Schindler sie daher versetzen ließ,

 d)  die  aufsichtsführende  Abteilung  6  des  Bundeskanzleramtes  –  und  ins-
 besondere  der  dortige  Abteilungsleiter  sowie  der  vormalige  dortige
 Referatsleiter  G.  M.  –  die  in  Buchstabe  a  genannte  Praxis  viele  Jahre
 billigte,

 e)  die  Beförderung  von  G.  M.  zum  BND-Vizepräsidenten  2013  im  Zu-
 sammenhang mit seiner Billigung jener Praxis stehe?

 Die Kenntnisse sind nicht zutreffend.

 45.  Wie lauten die Details der in Frage 44 erfragten Umstände?

 Auf die Antworten zu den Fragen 44a und 44b wird verwiesen.

 46.  a)  Welchen  ausländischen  Nachrichtendiensten  übermittelten  BND  und
 BfV  seit  2009  jährlich  jeweils  wie  viele  Personendatensätze,  v.  a.
 Kommunikationsdaten?

 b)  Wie  viele  Datensätze  waren  jeweils  darunter,  welche  die  Empfänger
 nicht selbst hätten erheben dürfen?

 c)  Von  welchen  ausländischen  Nachrichtendiensten  –  z.  B.  dem  schwe-
 dischen  FRA  –  erhielten  BND  und  BfV  seit  2009  jährlich  jeweils  wie
 viele Personendatensätze übermittelt, v.  a. Kommunikationsdaten?

 d)  Wie  viele  Datensätze  über  wie  viele  Personen  waren  jährlich  darunter,
 welche BND und BfV nicht selbst hätten erheben dürfen?

 e)  Wie  viele  Datensätze  über  jeweils  wie  viele  deutsche  Bürger  sowie  in
 Deutschland  länger  als  drei  Monate  aufhältige  Personen  waren  jähr-
 lich darunter?

 47.  a)  Wie  viele  aufgrund  des  §  12  des  BND-Gesetzes  (BNDG)  vom  BND
 erhaltene  Personendatensätze  haben  Bundeskanzleramt  sowie  welche
 anderen  Bundesministerien  selbst  oder  durch  nachgeordnete  Behörden
 seit  2009  jeweils  an  ausländische  Empfänger  weiter  übermittelt  (bitte
 nach  Jahren  sowie  übermittelnden  und  empfangenden  Dienststellen
 aufschlüsseln)?

 b)  Wie viele personenbezogene Daten befanden sich jeweils darunter?

 c)  Wie viele G  10-Daten befanden sich darunter?

 d)  Wie  viele  vom  BND  durch  strategische  Fernmeldeüberwachung  im
 Ausland  (etwa  in  Afghanistan)  erhobene  Kommunikationsdaten  be-
 fanden  sich  darunter,  die  nach  Auffassung  des  BND  nur  dem  BNDG
 statt dem G  10-Gesetz unterfallen?

 Hinsichtlich  der  Antworten  zu  den  Fragen  46  und  47  wird  auf  die  Vorbemer-
 kung der Bundesregierung verwiesen.







Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


